Hans-Hermann Bohrer: Redebeitrag 10 Jahre Afghanistankrieg, Sb., 08.10.2011

Wenn wir zurückschauen, so begannen  die militärischen Auslandseinsätze der Bundeswehr vor 20 Jahren. Im Sinne einer Salamitaktik wurde durch stufenweise Steigerung des militärischen Engagements eine Gewöhnung der Bevölkerung an die sogenannte „neue Rolle Deutschlands in einer veränderten Welt“, nach dem Ende des Warschauer Pakts, angestrebt. Wesentliche Stationen auf diesem Weg waren Kambodscha, Jugoslawien und schließlich ab 2001 Afghanistan. An jenem Krieg, den die von Präsident Bush so bezeichnete „Koalition der Willigen“ ab 2003 gegen den Irak führte, nahm Deutschland nicht mit Truppen teil, was unsere heutige Bundeskanzlerin  sehr bedauerte. Sie meinte damals sogar, sich für Schröders Entscheidung in Washington persönlich entschuldigen zu müssen. 

Soviel zur Vorgeschichte des traurigen Jubiläums, dessentwegen wir uns heute hier versammelt haben. 

20 Jahre Auslandseinsätze der Bundeswehr, davon die letzten zehn Jahre in Afghanistan, mögen in Teilen der Bevölkerung eine Gewöhnung daran hervorgerufen haben. Dennoch sind zwei Drittel der Deutschen seit langem gegen die deutsche Beteiligung am Krieg in Afghanistan. Es gibt im Bundestag jährlich Abstimmungen darüber, ob der Einsatz fortgesetzt wird. Die Bundeswehr ist bekanntlich eine Parlamentsarmee, weil für ihre Einsätze die Zustimmung des Bundestags erforderlich ist. Wie kann es dann sein, dass trotz des Willens einer großen Mehrheit der Bevölkerung dieser Kriegseinsatz immer weitergeht? Offensichtlich wird dieser Wille nicht durch die Abgeordneten repräsentiert. Man kann dies als ein Versagen der parlamentarischen Demokratie auffassen. Über die Qualität der diesbezüglichen Parlamentsdebatten gibt z.B. die Tatsache Auskunft, dass die Fraktion der Grünen ihrem Abgeordnete Ströbele, der den Einsatz der Bundeswehr in Afghanistan ablehnt, vor den entscheidenden Abstimmungen kein Rederecht einräumt. 

Bezeichnend für die wenig souveräne Haltung der Regierung und der Mehrzahl der Bundestagsabgeordneten ist zudem, welcher Eiertanz noch bis vor kurzem um die Vermeidung des Begriffs Krieg für das, was in Afghanistan geschieht, aufgeführt wurde. Die US-Regierung sprach von Anfang an von einem Krieg, den sie in Afghanistan begonnen hatte. In Deutschland scheuten sich Regierung und große Teile der Medien bis März 2010 davor, das Kind beim Namen zu nennen. Kriege sind eben aufgrund der geschichtlichen Erfahrungen hier nicht mehr populär, also versuchte man, eine Kriegsbeteiligung als Baueinsatz für Schulen und Brunnen darzustellen. Dagegen stand das markige Wort, Deutschlands Freiheit werde am Hindukusch verteidigt. Aber womit? Mit einer „Stabilisierungsmaßnahme“? Wie sollte das zusammenpassen? Bei solcher Verneblungstaktik wird klar, dass man der Bevölkerung nicht die Wahrheit sagen wollte. Schließlich war der Druck der Realität jedoch stärker als eine regierungsamtliche Sprachregelung. 

In Afghanistan besteht ein korruptes Regime ohne wirkliche Legitimation. Es geht das Wort um, die Macht von Präsident Karsai begrenze sich auf das Gebiet um seinen Amtsstuhl herum. Im Land wird in großem Umfang Schlafmohn angebaut, aus dem fast 90 % des in der Welt verbrauchten Rohopiums stammen. Aus Opium wird dann Heroin. Dies geschieht, weil mit dem Anbau des Rauschgifts zehnmal mehr verdient werden kann, als mit dem Anbau von Weizen. Den USA scheint dieser Drogenanbau und die Beteiligung eines Angehörigen Präsident Karsais daran vernachlässigbar. Dagegen wurde in Südamerika unter Präsident Bush seinerzeit ein Krieg gegen die Drogen ausgerufen und mit großer Härte geführt. 

Durch den Krieg bedingt, werden in Afghanistan heute Lebensmittel überwiegend eingeführt. Dagegen exportierte das Land in den 70er Jahren des vorigen Jahrhunderts Weintrauben und Pistazien. Diese Plantagen sind heute zerstört und weite Gebiete sind darüber hinaus durch Landminen verseucht. 

Es wurde kürzlich bekannt, dass der zehnjährige Kriegseinsatz Deutschland 17 Mrd. € gekostet hat. Die USA hatten bereits bis zum Jahr 2008 150 Mrd. Dollar für ihre Kriegsführung in Afghanistan aufgewendet, dagegen wurden für zivilen Aufbau im Land von allen Beteiligten bis 2008 lediglich 7,5 Mrd. Dollar ausgegeben. Dieses Verhältnis allein zeigt schon, dass ein Aufbau des Landes nicht der Grund ist, warum ausländische Truppen Afghanistan besetzt halten. Es findet im Gegensatz dort ein schmutziger Krieg statt, der gezielte Tötungen von Verdächtigen, willkürliche Verhaftungen, Einweisung in Foltergefängnisse und den Tod unzähliger unbeteiligter Männer, Frauen und Kinder umfasst bzw. umfasste. An diesen Verbrechen ist Deutschland zumindest indirekt beteiligt, die Regierung leistet Beihilfe dazu. Bisweilen aber kommt es auch zu eigenen Kriegsverbrechen, so bei der von Oberst Klein angeordneten Bombardierung von Tankwagen bei Kundus 2009.

Mittlerweile ist den westlichen Kriegsparteien klar, dass dieser Krieg nicht zu gewinnen ist. Bereits die Sowjetarmee musste sich 1989 nach zehn Jahren Krieg gegen die seinerzeit vom Westen unterstützten Taliban erfolglos aus Afghanistan zurückziehen. Der westlichen Allianz geht es nun darum, bei ihrem Rückzug das Gesicht zu wahren. Wieviele Menschen werden dafür noch sterben müssen, damit eine Gruppe von Politikern der Bevölkerung weiterhin ihre Lügen auftischen kann? Einer, der (vielleicht unwillentlich) einmal die Wahrheit durchscheinen ließ, musste dafür seinen Hut nehmen: Horst Köhler. Er hatte ausgesprochen, warum der Krieg in Afghanistan vom Westen geführt wird: Es geht um Einfluss in einer Region, die als Verkehrskorridor für Rohstofftransporte wichtig ist. Hier liegt der Grund für die Anwesenheit der Bundeswehr. Wenn es nach den Regierenden geht, so werden solange ausländische Truppen in Afghanistan verbleiben, bis eine dem Westen gefügige, ausreichend stabile Regierung mit verlässlicher Armee dort 

die Aufgabe übernehmen kann, die Interessen der USA, Deutschlands und der übrigen kriegsführenden Staaten wahrzunehmen. 

Wir fordern dagegen einen sofortigen Abzug aller ausländischen Truppen und insbesondere der Bundeswehr aus Afghanistan. Die Gelder, die bislang für den Militäreinsatz ausgegeben wurden, müssen als zivile Aufbauhilfe verwendet werden. Zu tun ist im Land mehr als genug. 

Wir sollten den Afghanistankrieg als warnendes Beispiel auffassen, wie in der sogenannten globalisierten Welt die Interessen der Herrschenden aus starken Industrieländern notfalls durch Kriege denen aufgezwungen werden, die von den global players als Rohstofflieferanten oder als Durchgangskorridore für die Ideologie des über alles gepriesenen „freien Welthandels“ ausersehen werden. Entsprechende Handlungsanweisungen enthält auch der EU-Vertrag von Lissabon bzw. der Verfassungsentwurf für die EU. Machen wir uns dafür stark, dass eine andere Welt möglich wird!
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